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1018. 


Amtliche Bekanntmachungen. 


„Das Feldheer braucht dringend Hafer, Heu und Etroh! 


Landwirte helft dem Heere!“ 


Bekanntmachung über den verkehr mit Waffen. 
Auf Grund des 8 9b des Geſetzes vom 4. 6. 1851 wird im 
Intereſſe der öffentlichen Sicherheit für den geſamten Befehls⸗ 
bereich des ſtellv. Generalkommandos XVII. A.⸗K. einſchließlich 
der Feſtungen angeordnet: 
8 1. 

Es iſt verboten, Schlagringe, ſogenannte Totſchläger 
(Ochſenziemer, Papierſtöcke) und Gummiſchläuche, Stricke oder 
Riemen, welche mit Metall oder anderer Beſchwerung verſehen 
find, oder ſonſtige zu gleichen Zwecken hergeſtellte Gegenſtände 
feilzuhalten, zu verkaufen oder ſonſt in Verkehr zu bringen. 

8 2. 

Das Feilhalten und Tragen von Stoß-, Hieb⸗ und Schuß⸗ 
waffen, welche in Stöcken, Röhren oder in ähnlicher Weiſe ver⸗ 
borgen ſind, iſt verboten. 


} 


Basler 

Revolver, Piſtolen und ütaliche Schußwaffen, ſowie die 
dazu gehörenden Patronen, ferner Dolche, Dolchmeſſer (d. h. 
ſolche, die nicht zum Zuklappen eingerichtet ſind oder durch be⸗ 
ſondere Vorrichtung feſtgeſtellt werden können), dürfen nur an 
den rechtmäßigen Inhaber eines auf die betreffende Waffenart 
lautenden Waffenſcheins ($ 5) und gegen Vorzeigung des 
Waffenſcheins verkauft werden. 

Wer mit ſolchen Waffen Handel treibt, hat ein Buch zu 
führen, in welches unter fortlaufender Nummer in jedem ein⸗ 
zelnen Falle das Datum des Verkaufs, die Stückzahl und Art 
der verkauften Waffen oder Patronen, der Name, Stand und 
Wohnort des Käufers, ſowie Nummer und Datum des Waffen⸗ 
ſcheins und die Bezeichnung der Behörde, die ihn ausgeſtellt hat, 
einzutragen ſind. 

Das Buch muß dauerhaft gebunden und mit fortlaufenden 
Seitenzahlen verſehen ſein. Bevor es in Gebrauch genommen 
wird, iſt es von der Ortspolizeibehörde unter Beglaubigung der 
Seitenzahl abzuſtempeln. In dem Buche dürfen weder Raſuren 
vorgenommen, noch Eintragungen unleſerlich gemacht werden; 
auch darf es ohne Genehmigung der Ortspolizeibehörde weder 
ganz noch teilweiſe vernichtet werden. Es iſt der Ortspolizei⸗ 
behörde oder deren Beauftragten auf Verlangen jederzeit vor⸗ 
zulegen. a 

8 4. N 

Niemand darf Gegenſtände der im § 1 bezeichneten Art 
bei ſich führen. 

Revolver, Piſtolen oder ähnliche Schußwaffen, ferner Dolche 
oder Dolchmeſſer dürfen nur ſolche Perſonen mit ſich führen, 


denen ein Waffenſchein für die betreffenden Waffen ($ 5) er: 
teilt worden iſt und die dieſen bei ſich haben. 

Der Waffenſchein iſt den polizeilichen Aufſichtsbeamten auf 
Verlangen vorzuzeigen. 

Die Vorſchriften der Abſätze 2 und 3 finden keine Anwen⸗ 
dung auf das Befördern (überbringen) der genannten Waffen 
im gewerblichen Verkehr. 

80 8 8 5. 

Ein Waffenſchein darf nur dann erteilt werden, wenn das 
Bedürfnis des Nachſuchenden zur Führung einer Schuß⸗ oder 
Stichwaffe von der zuſtändigen Behörde anerkannt wird. 

Er darf nur durchaus zuverläſſigen Perſonen widerruflich 
jedesmal auf ein Kalenderjahr ausgeſtellt werden. 

Zuſtändig zur Erteilung des Waffenſcheins iſt die Polizei⸗ 
verwaltung des Wohnſitzes des Nachſuchenden. 

Der Waffenſchein wird nach dem unten abgedruckten Muſter 
ausgeſtellt. f 

Die Erteilung des Waffenſcheins erfolgt gebührenfrei. 

6 


Wird die Erteilung des Waffenſcheins durch die Orts⸗ 
polizeibehörde widerrufen, ſo iſt er ſofort, längſtens binnen drei 
Tagen, an ſie abzuliefern. Geſchieht dies nicht, und iſt auch die 
Einziehung des Waffenſcheins durch die Ortspolizeibehörde 
nicht ausführbar, ſo kann, unbeſchadet der verwirkten Strafe, 
der Widerruf durch das Kreisblatt, in den Stadtkreiſen durch 
die zur amtlichen Veröffentlichung benutzten Blätter, ſowie 
durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntnis gebracht werden. 
Der Widerruf erfolgt ſchriftlich oder zu Protokoll der Orts⸗ 
polizeibehörde. 5 


8 7. 4 

Der Waffenſchein darf anderen Perſonen nicht zur Be⸗ 
nutzung überlaſſen werden. 

88. 

Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen der 88 1—7 
werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre, beim Vorliegen 
mildernder Umſtände mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 
1500 Mark beſtraft. Außerdem werden bei Zuwiderhandlungen 
die in den vorſtehenden Beſtimmungen genannten, für die ſtraf⸗ 
bare Handlung gebrauchten oder beſtimmten Gegenſtände be⸗ 
ſchlagnahmt. 

5 89. 

Die Vorſchriften der 88 3—8 finden keine Anwendung auf 
die zum Waffengebrauche berechtigten Perſonen und die In⸗ 
haber eines Jagdſcheins. 

Minderjährige oder Perſonen, die nicht Reichsdeutſche ſind, 
erhalten Waffen⸗ oder Jagdſcheine nur mit Genehmigung des 


zuſtändigen Militärbefehlshabers (Generalkommando, Gouver: 
nement oder Kommandantur). 


8 10. 

Die bisher von den Behörden für das Jahr 1918 ausge⸗ 
ſtellten Jagd⸗ und Waffenſcheine behalten ihre Gültigkeit. Es 
gelten auch die bisher gemäß den Verordnungen der zuſtän⸗ 
digen Regierungspräſidenten geführten Verkaufsbücher als 
Verkaufsbücher im Sinne des $ 3 dieſer Bekanntmachung. 


Muſter für Waffenſchein. 


NS N 
Dem (Vor- und Zuname, Alter, Stand und Wohnort) wird 
hiermit für die Dauer des Jahres 19... widerruflich die Er⸗ 
laubnis erteilt, innerhalb des Regierungsbezirkkk ss 
ein . . . (Angabe der Waffe) mit ſich zu führen. 
(Ort und Datum, Bezeichnung der Behörde.) 
(Siegel und Unterſchrift.) 


Danzig, Graudenz, Thorn, Culm, Marienburg, 
den 18. Februar 1918. 
Der kommandierende General des ſtellv. XVII. Armeekorps. 
Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und Thorn. 
Die Kommandanten der Feſtungen Danzig, Culm, Marienburg. 


Die Ortspolizei⸗, Ortsbehörden und Herren Gendarmerie⸗ 
Wachtmeiſter des Kreiſes erſuche ich, für die Durchführung vor⸗ 
ſtehender Bekanntmachung Sorge zu tragen. 

Thorn den 12. März 1918. 

ö Der Landrat. 


Bekanntmachung, 


Nr. W. I. 850/11. 17. K. R. A., 
betreffend Beschlagnahme und Meldepflicht von geſammel⸗ 
ten rohen Menſchenhaaren. 


| Dom 15. März 108. | 


Nachſtehende Bekanntmachung wird auf Erſuchen des 
Königlichen Kriegsminiſteriums hierdurch mit dem Bemerken 
zur allgemeinen Kenntnis gebracht, daß jede Zuwiderhündlung 
gegen die Beſchlagnahmevorſchriften nach § 6 der Bekannt: 
machung über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf in der 
Faſſung vom 26. April 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 376) *) und 
jede Zuwiderhandlung gegen die Meldepflicht gemäß § 5"*) der 
Bekanntmachung über Auskunftspflicht vom 12. Juli 1917 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 604) beſtraft wird. Auch kann der Betrieb 


*) Mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geldſtrafe bis 
ehntauſend Mark wird, ſofern nicht nach allgemeinen Strafgeſetzen 
55 85 Strafen verwirkt ſind, beſtra 8 


ſchließt; 
3. wer 12 Verpflichtung, die F Gegenſtände zu 
verwahren und pfleglich zu behandeln, zuwiderhandelt; 

4. wer den erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen zuwiderhandelt. 

**) Wer vorſätzlich die i. e zu der er auf Grund dieſer 
Bekanntmachung verpflichtet iſt, nicht in der geſetzten Friſt erteilt 
oder Mi unrichtige oder unvollſtändige Angaben macht, oder 
wer vor ef die Einſicht in die Geſchäftsbriefe oder Geſchäftsbücher 
oder die ichtigung oder Unterſuchung der Betriebseinrichtungen 
oder Räume verweigert, oder wer vorſätzlich die vorgeſchriebenen 
Lagerbücher einzurichten oder zu führen unterläßt, wird mit Gefäng⸗ 
nis bis zu ſechs Monaten und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend 
Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft; auch können Vorräte, 
die verſchwiegen worden ſind, im Urteile als dem Staate verfallen 
art 55 u Anterſchied, ob fie dem Auskunftspflichtigen ge⸗ 

ren oder nicht. 

Wer fahrläſſig die Auskunft, zu der er auf Grund dieſer Bekannt⸗ 
machung verpflichtet iſt, nicht in der geſetzten Friſt erteilt oder un⸗ 
en oder unvollſtändi e Angaben macht, oder wer fahrläſſig die 
vorgeſchriebenen Soperbidkr einzurichten oder zu 1 05 unterläßt, 
wird mit Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark beta 2 
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des Handelsgewerbes gemäß der Bekanntmachung zur Fern⸗ 
haltung unzuverläſſiger Perſonen vom Handel vom 23. Sep- 
tember 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 603) unterſagt werden. 


8 1. 
Von der Bekanntmachung betroffene Gegenſtände. 
Von dieſer Bekanntmachung werden betroffen: 
4 .gelämmelte rohe Frauendant :;:; 
2. Chineſenhaare lingen, Abfällen und Abgängen. 
Die von einer Frau geſammelten eigenen Haare werden, 
ſolange ſie ſich im Beſitz dieſer Frau befinden, von der Bekannt- 
machung nicht betroffen. 
82 
Beſchlagnahme. N 
Alle von der Bekanntmachung betroffenen Gegenſtände 
werden hiermit beſchlagnahmt. 


8 3. 

f Wirkung der Beſchlagnahme. i 

Die Veſchlagnahme hat die Wirkung, daß die Vornahm 
von Veränderungen an den von ihr berührten Gegenſtänden 
verboten iſt und rechtsgeſchäftliche Verfügungen über ſie nichtig 
ſind. Den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen ſtehen Verfügungen 
gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſt⸗ 
vollziehung erfolgen. - 

84, 
6 Veräußerungs⸗ und Lieferungserlaubnis. 

Trotz der Beſchlagnahme iſt die Veräußerung und Liefe⸗ 
rung der beſchlagnahmten Gegenſtände erlaubt, jedoch mit fol⸗ 
genden Einſchränkungen: 

1. Erreichen die durch dieſe Bekanntmachung beſchlag⸗ 
nahmten Gegenſtände eines Eigentümers eine Menge von 1 kg, 
gleichviel, aus welchen Arten der beſchlagnahmten Gegenſtände 
ſich dieſe Menge zuſammenſetzt, ſo iſt eine Veräußerung und 
Lieferung nur geſtattet: ‘ 

a) an den Mobilmachungsausſchuß vom Roten Kreuz der 
Provinz Sachſen, Deutſche Frauenhaarſammlung, Magdeburg, 
Heydeckſtraße 5; f 

b) an die nachſtehenden Firmen: 

1. J. Bergmann & Co., Laupheim in Württemberg, 

. Carl Both, Wetzlar, 
„Deutſche Haarinduſtrie, Berlin, Potsdamer Str. 138, 
Arthur Eck, G. m. b. H., Dresden, 
Franz Freund, Leinefelde, 
Otto Geber & Co., Hamburg, 
J. u. A. Jacobi, Mannheim, 
Krafft u. Buß, Wetzlar, 
. Arno Lenk, Magdeburg, 
. Maniel & Co., Mannheim, 
Joſef Nägele, Cöln am Rhein, 
12. Auguſt Orlob II, Leinefelde, 
13. Sächſ. Zopffabrik und Haargroßhandlung Alban Männel, 
Ortmannsdorf im Erzgebirge, 
14. Franz Ströher, Rothenkirchen im Vogtland, 
15. Edmund Weiß, Dresden, 
16. J. W. Zimmer, Frankfurt am Main; 

c) an diejenigen Firmen oder Perſonen, welche die von 
ihnen erworbenen beſchlagnahmten Gegenſtände an die unter b 
genannten Firmen liefern, ſofern ſie einen dahingehenden Aus⸗ 
weis von der Kriegs⸗Rohſtoff⸗Abteilung des Königlich Preußi⸗ 
ſchen Kriegsminiſteriums, Sektion W I, Berlin SW 48, Verl. 
Hedemannſtraße 10, erhalten haben; 

d) an weitere Firmen oder Perſonen, die von der Kriegs⸗ 
Rohſtoff⸗Abteilung des Königlich Preußiſchen Kriegsminiſte⸗ 
riums bezeichnet werden, Die Namen dieſer Firmen oder Per: 
ſonen werden im Reichsanzeiger bekanntgegeben. 

2. Die Kriegs⸗Rohſtoff⸗Abteilung des Königlich Preußi⸗ 
ſchen Kriegsminiſteriums iſt berechtigt, die Zulaſſung zum An⸗ 
kauf aufzuheben. Die Aufhebung wird im Reichsanzeiger 
bekanntgegeben. 

3. Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen erlaubte Ver⸗ 
äußerung und Lieferung iſt nur zuläſſig, falls die gezahlten 
Preiſe 20 Mark für 1 kg nicht überſteigen und die Preis⸗ 
berechnung nach Gewichtseinheit erfolgt. 


art 
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4. Der zu 1a genannte Mobilmachungsausſchuß vom 
Roten Kreuz, ſowie die 1. b—d bezeichneten Firmen oder Per⸗ 
ſonen dürfen die beſchlagnahmten Gegenſtände lediglich an die 
Vereinigung des Wollhandels, Leipzig, Fleiſcherplatz 2—5, 
veräußern und liefern. 


5 8 5. 
Sortier- und Verarbeitungserlaubnis. 

Trotz der Beſchlagnahme iſt den im § 4 unter 1. b und d 
genannten Firmen oder Perſonen geſtattet, von den beſchlag⸗ 
nahmten Gegenſtänden bis zu 25 v. H. ihres jeweiligen Be⸗ 
ſtandes auszuſortieren, zu präparieren oder in anderer Weiſe 
zu verarbeiten. Dieſe Verarbeitungserlaubnis findet jedoch 
keine Anwendung auf Abgänge oder Abfälle, die ſich beim Nach⸗ 
ſortieren, Präparieren oder Verarbeiten dieſer 25 v. H. ergeben. 

Die auf Grund der vorſtehenden Vorſchrift ausſortierte, 
präparierte oder verarbeitete Menge unterliegt nicht mehr der 
Beſchlagnahme. 


8 6. 
Meldepflicht und Meldeſtelle. 

Die beſchlagnahmten Gegenſtände unterliegen einer Melde⸗ 
pflicht, ſofern die Geſamtmenge bei einer zur Meldung ver⸗ 
pflichteten Perſon uſw. (8 7) mindeſtens 1 kg beträgt. 

Die Meldungen haben monatlich zu erfolgen und ſind an 
das Webſtoffmeldeamt der Kriegs⸗Rohſtoff⸗Abteilung des 
Königlich Preußiſchen Kriegsminiſteriums, Berlin SW 48, 
Verl. Hedemannſtr. 10, mit der Aufſchrift: „Betrifft Menſchen⸗ 
haarmeldung“ zu erſtatten. 

8 
Meldepflichtige Perſonen. 

Zur Meldung verpflichtet ſind: 

1. alle Perſonen, die meldepflichtige Gegenſtände im Ge⸗ 

wahrſam haben; 

2. gewerbliche und landwirtſchaftliche Unternehmer; 

3. öffentlich⸗-rechtliche Körperſchaften und Verbände. 

Meldepflichtige Vorräte, die ſich am Stichtage ($ 8) nicht 
im Gewahrſam des Eigentümers befinden, ſind ſowohl von dem 
Eigentümer als auch von demjenigen zu melden, der ſie an 
dieſem Tage im Gewahrſam hat (Lagerhalter uſw.). 


8 8. 
Stichtag und Meldefriſt. 

Für die Meldepflicht iſt bei der erſten Meldung der bei 
Beginn des 15. März 1918 (Stichtag), bei den ſpäteren Mel⸗ 
dungen der bei Beginn des 15. eines jeden Monats (Stichtag) 
tatſächlich vorhandene Beſtand maßgebend. Die erſte Meldung 
iſt bis zum 25. März 1918, die weiteren Meldungen ſind bis 
zum 25. Tage eines jeden Monats zu erſtatten. 


89, 
Meldeſcheine. 

Die Meldungen haben auf den vorgeſchriebenen amtlichen 
Meldeſcheinen zu erfolgen, die bei der Vordruckverwaltung der 
Kriegs⸗Rohſtoff-Abteilung des Königlich Preußiſchen Kriegs⸗ 
miniſteriums, Berlin SW 48, Verl. Hedemannſtr. 10, unter 
Angabe der Vordrucknummer Bst. 1952 b, anzufordern ſind. 

Die Anforderung der Meldeſcheine iſt mit deutlicher Unter: 
ſchrift (möglichſt auch Firmenſtempel) und genauer Anſchrift zu 
verſehen. Der Meldeſchein darf zu anderen Mitteilungen als 
zur Beantwortung der geſtellten Fragen nicht verwendet 
werden. , 

Von den erſtatteten Meldungen iſt eine zweite Ausferti⸗ 
gung (Abſchrift, Durchſchrift, Kopie) von dem Meldenden bei 


ſeinen Geſchäftspapieren zurückzubehalten. 


* 


810. 

Lagerbuch und Auskunftserteilung. 

Jeder Meldepflichtige (§ 7) hat für die der Meldepflicht 
unterliegenden Gegenſtände ($ 6) ein Lagerbuch zu führen, aus 
dem jede Anderung in den Vorratsmengen und ihre Verwen⸗ 
dung erſichtlich ſein müſſen. Inſoweit der Meldepflichtige be⸗ 
reits ein derartiges Lagerbuch führt, braucht ein beſonderes 
nicht eingerichtet zu werden. Beauftragten der Militär- und 
Polizeibehörden iſt die Prüfung des Lagerbuches, der Geſchäfts⸗ 
briefe und Geſchäftsbücher, jowbie Beſichtigung und Unter- 


führungsbeſtimmungen betreffen, 
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ſuchung der Betriebseinrichtungen und Räume zu geſtatten, in 
denen meldepflichtige Gegenſtände gelagert, feilgehalten werden 
oder zu vermuten ſind. : 


§ 11. 
Enteignung. 
Bei Zurückhaltung der meldepflichtigen, beſchlagnahmten 
Gegenſtände iſt Enteignung zu gewärtigen. 


8 12. 
Ausnahmen. 
Ausnahmen von den Vorſchriften der Beſchlagnahme⸗ 
beſtimmungen können von der Kriegs⸗Rohſtoff⸗Abteilung des 
Königlich Preußiſchen Kriegsminiſteriums bewilligt werden. 


8 13. 5 
5 Anfragen und Anträge. 

Anfragen und Anträge, welche die Meldungen betreffen, 
ſind an das Webſtoffmeldeamt der Kriegs⸗Rohſtoff⸗Abteilung 
des Königlich Preußiſchen Kriegsminiſteriums, Berlin SW 48, 
Verl. Hedemannſtr. 10, alle übrigen Anfragen und Anträge, 
die dieſe Bekanntmachung oder die zu ihr ergehenden Aus⸗ 
an die Kriegs-Rohftoff: . 
Abteilung des Königlich Preußiſchen Kriegsminiſteriums, 
Sektion W I, Berlin SW 48, Verl. Hedemannſtr. 10, zu richten 
und am Kopfe des Schreibens mit der Aufſchrift: „Betrifft 
Menſchenhaarbeſchlagnahme“ zu verſehen. 


8 14. 
Inkrafttreten. $ 
Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem 15. März 1918 
in Kraft. 


Danzig, Graudenz, Thorn, Culm, Marienburg, 
15. März 1918. 


Stellv. Generalkommando 17. Armeekorps. 
Der kommandierende General. 


Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und 
Thorn. . 


Die Kommandanten der Feſtungen Danzig, Culm 
und Marienburg. 


Einreichung der Ausfalliſten für das Steuerjahr 
INT. 


Ausfälle an der veranlagten Einkommenſteuer und Ergänzungs⸗ 
ſteuer entſtehen: . 

a. wenn das Zwangsverfahren wegen Beitreibung eines Steuer⸗ 
rückſtandes fruchtlos verlaufen iſt, 

b. wenn der Aufenthalt des Schuldners nicht zu ermitteln iſt, 

e. wenn rückſtändige Steuerbeträge wegen Abweſenheit des Steuer⸗ 
pflichtigen im Auslande bis zum Ablanfe des auf das Steuer⸗ 
jahr, für welches die Veranlagung erfolgt iſt, folgenden Steuer: 
jahres nicht haben eingezogen werden können. 

Die Magiſtrate, Guts- und Gemeindevorſteher erſuche ich, von 
den nötigen Unterlagen (Auszug aus dem Reſtverzeichnis, Pfändungs⸗ 
protokoll, Verſteigerungsprotokoll uſw.) begleitete, nach dem vorge⸗ 
ſchriebenen Muſter aufgeſtellte und beſcheinigte Ausfalliſten in dop⸗ 
peiter Ausfertigung bis zum 25. d. Mts. und zwar: 

J. ſofern es ſich um Ausfälle der zu a gedachten Art handelt, 
der hiefigen Möniglichen Ureiskaſſe, 
2. ſofern es ſich um Ausfälle der zu b und e gedachten Art handelt, 
mir direkt vorzulegen. . 

Ausfälle, welche Steuerrückſtände aus Vorjahren betreffen, 
ſind in eine beſondere Ausfalliſte aufzunehmen. 8 

Fehlanzeige iſt nicht erforderlich. 

Formulare zu den Ausfalliſten werden in der C. Dombrowski 
ſchen Buchdruckerei hierſelbſt vorrätig gehalten. 

Thorn den 4. März 1918. 

Der Dorjigende der beranlagungs⸗Rommiſſion 
des Landkreiſes Thorn. 


* 


Achte Rriegsanlei 


5 0% Deutſche Reichsanleihe. 


4½ % Deutſche Reichsſchatzanweiſungen, auslosbar mit 110% bis 120 v0. 


Zur Beſtreitung der durch den Krieg erwachſenen Ausgaben werden weitere 5 % Schuldverſchreibungen des 
Reichs und 4, 00 Reichsſchatzanweiſungen hiermit zur öffentlichen Zeichnung aufgelegt. 
Das Reich darf die Schuldverſchreibungen früheſtens zum 1. Oktober 1924 kündigen und kann daher auch 


ihren Zinsfuß vorher nicht herabſetzen. Sollte das Reich nach dieſ 


em Zeitpunkt eine Ermäßigung des Zinsfußes 


beabſichtigen, ſo muß es die Schuldverſchreibungen kündigen und den Inhabern die Rückzahlung zum vollen 


Nennwert anbieten. Das Gleiche gilt auch hinſichtlich der früheren Anleihen. 
Schuldverſchreibungen und Schatzanweiſungen wie über jedes andere Wertpapier jederzeit (durch 


pfändung uſw.) verfügen. 


Die Beſtimmungen über die Schuldverſchreibungen finden 


Anwendung. 


1. Annahmeſtellen. 


Zeichnungsſtelle iſt die Reichsbank. 
nungen werden 


von Montag, den 18. März, bis 

Donnerstag, den 18. April 1918, mittags 1 Uhr 
bei dem Kontor der Reichshauptbank für Wert⸗ 
papiere in Berlin (Poſtſcheckkonto Berlin Nr. 99) und 
bei allen Zweiganſtalten der Reichsbank mit 
Kaſſeneinrichtung entgegengenommen. Die Zeichnungen 
tönnen auch durch Vermittlung der Preußiſchen 
Staatsbank (Königl. Seehandlung), der Preußiſchen 
Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe in Berlin, der 
Königlichen Hauptbank in Nürnberg und ihrer 
Zweiganſtalten ſowie ſämtlicher Banken, Bankiers 
und ihrer Fit, ſämtlicsg 5ffenti den Sox 
tajjen und ihrer Verbände, jeder Lebensverſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft, jeder Kreditgenoſſenſchaft 
und jeder Poſtanſtalt erfolgen. Wegen der Poſtzeich⸗ 
nungen ſiehe Ziffer 7. a 

Zeichnungsſcheine ſind bei allen vorgenannten Stellen zu 
haben. Die Zeichnungen können aber auch ohne Verwendung 
von Zeichnungsſcheinen brieflich erfolgen. 


2. Einteilung. Zinſenlauf. 

Die Schuldverſchreibungen find in Stücken zu 
20 000, 10 000, 5000, 2000, 1000, 500, 200 und 100 Mark mit 
Zinsſcheinen, zahlbar am 2. Januar und 1. Juli jedes Jahres, 
ausgefertigt. Der Zinſenlauf beginnt am 1. Juli 1918, der 
erſte Zinsſchein iſt am 2. Januar 1919 fällig. 

Die Schatzanweiſungen ſind in Gruppen eingeteilt und 
in Stücken zu 20 000, 10 000, 5000, 2000 und 1000 Mark mit 
dem gleichen Zinſenlauf und den gleichen Zinsterminen wie 
die Schuldverſchreibungen ausgefertigt. Welcher Gruppe die 
einzelne Schatzanweiſung angehört, iſt aus ihrem Text er⸗ 
ſichtlich. N 8 

3. Einlöſung der Schatzanweiſungen. 

Die Schatzanweiſungen werden zur Einlöſung in Gruppen 
im Januar und Juli jedes Jahres, erſtmals im Januar 1919, 
ausgeloſt und an dem auf die Ausloſung folgenden 1. Juli 
oder 2. Januar mit 110 Mark für je 100 Mark Nennwert 
zurückgezahlt. Die Auslosung geſchieht nach dem gleichen 
Plan und gleichzeitig mit den Schatzanweiſungen der ſechſten 
Kriegsanleihe. Die nach dieſem Plan auf die Ausloſungen 
im Januar und Juli 1918 entfallende Zahl von Gruppen 
der neuen Schatzanweiſungen wird jedoch erſt im Januar 
1919 mit ausgeloſt. 

Die nicht ausgeloſten Schatzanweiſungen ſind ſeitens des 
Reichs bis zum 1. Juli 1927 unkündbar. Früheſtens auf 
dieſen Zeitpunkt iſt das Reich berechtigt, ſie zur Rückzahlung 
zum Nennwert zu kündigen, jedoch dürfen die Inhaber als⸗ 
dann ſtatt der Barrückzahlung 47 ige, bei der ferneren Aus⸗ 
loſung mit 115 Mark für je 100 Mark Nennwert rückzahl⸗ 
bare, im übrigen den gleichen Tilgungsbedingungen unter⸗ 
liegende Schatzanweiſungen fordern. Früheſtens 10 Jahre 
nach der erſten Kündigung iſt das Reich wieder berechtigt, 
die dann noch unverloſten Schatzanweiſungen zur Rückzahlung 
zum Nennwert zu kündigen, jedoch dürfen alsdann die In⸗ 
haber ſtatt der Barzahlung 3 ige mit 120 Mark für je 
100 Mark Nennwert rückzahlbare, im übrigen den gleichen 
Tilgungsbedingungen unterliegende Schatzanweiſungen for⸗ 
dern. Eine weitere Kündigung iſt nicht zuläſſig. Die Kün⸗ 
digungen müſſen ſpäteſtens ; ſechs Monate vor der Rückzahlung 
und dürfen nur auf einen Zinstermin erfolgen. 


Zeich⸗ 


»Die zugeteilten Stücke ſämtlicher Kriegsanleihen werden auf Antrag der Zeichner von dem Kont' £ 
geltenden Bedingungen bis zum 1. Oktober 1919 vollſtändig koſtenflei * verwaltet. Eine Feen ha 
— auch vor Ablauf dieſer Friſt — zurücknehmen. Die von dem Kontor für Wertpapiere ausgefertigten Depotſch eine werden von 


Berlin, im März 1918. 


„ „ 4½ % Reichsſchatzanwei fungen; 


Bedingungen. 


Für die Verzinſung der Schatzanweiſungen und ihre Til⸗ 
gung durch Ausloſung werden — von der verſtärkten Aus⸗ 
loſung im erſten Ausloſungstermin (vgl. Abf. 1) abgeſehen — 
jährlich 5 % vom Nennwert ihres urſprünglichen Betrages 
aufgewendet. Die erſparten Zinſen von den ausgeloſten 
Schatzanweiſungen werden zur Einlöſung mitverwendet. Die 
aufgrund der Kündigungen vom Reiche zum Nennwert zurück⸗ 
gezahlten Schatzanweiſungen nehmen für Rechnung des 
Reichs weiterhin an der Verzinſung und Ausloſung teil. 

Am 1. Juli 1967 werden die bis dahin etwa nicht aus ge⸗ 
loſten Schatzanweiſungen mit dem alsdann für die R:üd- 
zahlung der ausgeloſten Schatzanweiſungen maßgebenden !Be- 
trage (110 %, 115 % oder 120 %) zurückgezahlt. 


4. Zeichnungspreis. 
Der Zeichnungspreis beträgt: 
für die 5% Reichs tetihe, wenn Stücke werlang. weten 


5% 8 wenn Eintragung Er 
in das Reichsſchuldbuch mit 
Sperre bis zum 15. April 1919 
beantragt wd 


* * 


97,80 M., 
98, M. 
für je 100 Mark Nennwert unter Verrechnung der 
üblichen Stückzinſen. 


5. Zuteilung. Stückelung. 


Die Zuteilung findet tunlichſt bald nach dem Zeichnungs⸗ 
ſchluß ſtatt. Die bis zur Zuteilung ſchon bezahlten Beträge 
gelten als voll zugeteilt. Im übrigen entſcheidet die Zeich⸗ 
nungsſtelle über die Höhe der Zuteilung. Beſondere Würde 
wegen der Stückelung ſind in dem dafür vorgeſehe nen 
Raum auf der Vorderſeite des Zeichnungsſcheines anzugel ben. 
Werden derartige Wünſche nicht zum Ausdruck gebracht, ſo 
wird die Stückelung von den Vermittlungsſtellen nach ih rem 
Ermeſſen vorgenommen. Späteren Anträgen auf Abänder ung 
der Stückelung kann nicht ſtattgegeben werden.“) 

Zu allen Schatzanweiſungen ſowohl wie zu den Stücken der 
a: von 1000 Mark und — 1 ir ag 2 m 
Reichsbank⸗Direktorium ausgeſtellte Zwiſchenſcheine ausgegel en, 
über deren Umtauſch in endgültige Stücke das Erforderliche ſpi ter 
deren 3 bekanntgemacht wird. Die Stücke unter 1000 Mark, zu 
denen Zwiſchenſcheine nicht vorgeſehen find, werden mit möglich ſter 
Beſchleunigung fertiggeſtellt und vorausſichtlich im September 8. J. 
ausge nsch u geich 

ünſchen Zeichner von Stücken der 5% Reichsanleihe unt er 
1000 Mark ihre bereits ar lten, aber noch Aae klei en 
Stücke bei einer Darlehnskaſſe des Reichs zu beleihen, jo körmen | ie 
die Ausfertigung beſonderer Zwiſchenſcheine zwecks Verpfändung Biel 
der R beantragen; die Anträge find an die (Stelle zun 
richten, bei der die Zeichnung erfolgt iſt. Dieſe Zwiſchenſcheß ne werden! 
nicht an die Zeichner und Vermittlungsſtellen ausgehändigt, ſondern 
von der Reichsbank unmittelbar der Darlehnskaſſe überge ben. 


6. Einzahlungen. a 
Die Zeichner können die gezeichneten FF jeträge vom 
28. März d. Is. an voll bezahlen. Die Verzinfu ng etwa ſchon 
vor dieſem Tage bezahlter Beträge erfolgt „gleichfalls erſt 
vom 28. März ab. 8 
Die Zeichner ſind verpflichtet: 
30% des zugeteilten Betrages ſpäteſtens am 27. April d. J., 


20 % * ” * * — a. Mai „„ „* 
25 0% ” * ” 5 - . Juni „5 „* 
2⁵ % * * ” * 18. Juli „ * 


zu bezahlen. Frühere Teilzahlungen ſind zu läſſig, jedoch nur 
in runden durch 100 teilbaren Beträgen des Nennwerts. Auch 
auf die kleinen Zeichnungen find Teil zal lungen jederzeit, 
indes nur in runden durch 100 teilbaren. Beträgen des Nenn⸗ 
werts geſtattet; doch braucht die Za hlunig erſt geleiſtet zu 
werden, wenn die Summe der fällig g ſewor denen Teilbeträge 
wenigſtens 100 Mark ergibt. 


Die Inhaber können über die 
Verkauf, Ver⸗ 


auf die Schuldbuchforderungen entſprechende 


Die Zahlung hat bei derſelben Stelle zu 
erfolgen, bei der die Zeichnung angemeldet 
worden iſt. 

Die am 1. Auguſt d. Is. zur Rückzahlung fälligen Mark 
80 000 000 4% Deutſche Reichsſchatzanweiſungen 
von 1914 Serie I werden bei der Begleichung zugeteilter 
Kriegsanleihen zum Nennwert — unter Abzug der Stück⸗ 
zinſen vom Zahlungstage, früheſtens aber vom 28. März ab, 
bis zum 31. Juli — in Zahlung genommen. Die zu den 
Stücken gehörenden Zinsſcheine verbleiben den Zeichnern. 

Die im Laufe befindlichen un ver zins lichen Schatz⸗ 
scheine des Reichs werden — unter Abzug von 5 % Diskont 
vom Zahlungstage, früheſtens vom 28. März ab, bis zum 
Tage ihrer Fälligkeit — in Zahlung genommen. { 


7. Poſtzeichnungen. 


Die Poſtanſtalten nehmen nur Zeichnungen auf die 


a 5% Reichsanleihe entgegen. Auf diefe Zeichnungen 


tann die Vollzahlung am 28. März, fie muß aber ſpäteſtens 
am 27. April geleiſtet werden. Auf bis zum 28. März ge⸗ 
leiſtete Vollzahlungen werden Zinſen für 92 Tage, auf alle 
anderen Vollzahlungen bis zum 27. April, auch wenn ſie 
vor dieſem Tage geleiſtet werden, Zinſen für 
63 Tage vergütet. 


8. Umtauſch. 

Den Zeichnern neuer 4%% Schatzanweiſungen iſt es ge⸗ 
ſtattet, daneben Schuldverſchreibungen der früheren 
Kriegsanleihen und Schatzanweiſungen der I., IL, IV. und 
V. Kriegsanleihe in neue 4½% Schatzanweiſungen umzu⸗ 
tauſchen, jedoch kann jeder Zeichner höchſtens doppelt ſo viel 
alte Anleihen (nach dem Nennwert) zum Umtauſch anmelden, 
wie er neue Schatzanweiſungen gezeichnet hat. Die Umtauſch⸗ 
anträge ſind innerhalb der Zeichnungsfriſt bei derjenigen 
Zeichnungs⸗ oder Vermittlungsſtelle, bei der die Schatz⸗ 
anweiſungen gezeichnet worden ſind, zu ſtellen. Die alten 
Stücke ſind bis zum 29. Juni 1918 bei der genannten Stelle 
einzureichen. Die Einreicher der Umtauſchſtücke erhalten auf 
Antrag zunächſt Zwiſchenſcheine zu den neuen Schatzan⸗ 
weiſungen. 

Die 5% Schuldverſchreibungen aller vorangegangenen 
Kriegsanleihen werden ohne Aufgeld gegen die neuen Schatz⸗ 
anweiſungen umgetauſcht. Die Einlieferer von 5% Schatz⸗ 
anweiſungen erhalten eine Vergütung von Mark 2,— für je 
100 Mark Nennwert. Die Einlieferer von 4%% Schatz⸗ 
anweiſungen der vierten und fünften Kriegsanleihe haben 
Mark 3,— für je 100 Mark Nennwert zuzuzahlen. 

Die mit Januar /Juli⸗Zinſen ausgeſtatteten Stücke ſind 
mit Zinsſcheinen, die am 2. Januar 1919 fällig ſind, die mit 
April Oktober⸗Zinſen ausgeſtatteten Stücke mit Zinsſcheinen, 
die am 1. Oktober 1918 fällig find, einzureichen. Der Um: 
tauſch erfolgt mit Wirkung vom 1. Juli 1918, ſo daß die Ein⸗ 
lieferer von April Oktober⸗Stücken auf ihre alten Anleihen 
Stückzinſen für 4 Jahr vergütet erhalten. 

Sollen Schuldbuchforderungen zum Umtauſch verwendet 
werden, ſo iſt zuvor ein Antrag auf Ausreichung von Schuld⸗ 
verſchreibungen an die Reichsſchuldenverwaltung (Berlin 
SW 68, Oranienſtr. 92/94) zu richten. Der Antrag muß einen 
auf den Umtauſch hinweiſenden Vermerk enthalten und ſpä⸗ 
teſtens bis zum 6. Mai d. Is. bei der Reichsſchuldenverwal⸗ 
tung eingehen. Daraufhin werden Schuldverſchreibungen, die 
nur für den Umtauſch in Neichsſchatzanweiſungen geeignet 
find, ohne Zinsſcheinbogen ausgereicht. Für die Ausreichung 
werden Gebühren nicht erhoben. Eine Zeihnungsiperre ſteht 
dem Umtauſch nicht entgegen. Die Schuldverſchreibungen ſind 
bis zum 29. Juni 1918 bei den in Abſatz 1 genannten Zeich⸗ 
nungs⸗ oder Vermittlungsſtellen einzureichen. 


tbant für Wertpapiere in Berlin nach Maßgabe ſeiner für die Niederlegung 
wird durch dieſe Niederlegung nicht bedingt; der Zeichner kann jein Depot jederzeit 
den Darlehnskaſſen wie die Wertpapiere ſelbſt beliehen. 


Reichsbank-⸗Direktorium. 


Havenſtein. v. Grimm. 


Bekanntmachung, 


Nr. G. 2210/1. 18. K. R. A, 
betreffend Zeſtandserhebung, Beschlagnahme und Hödjftpreife 


von Kutſchwageubereifungen, ousſchließlich Kraftwagen: 


* 


bereifungen. 
Dom 14. März 1918. 


Nachſtehende Bekanntmachung wird auf Erſuchen des 
Königlichen Kriegsminiſteriums auf Grund des Geſetzes über 
den Belagerungszuſtand voin 4. Juni 1851 in Verbindung mit 
dem Geſetz vom 11. Dezember 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 813), 
des Geſetzes, betreffend Höchſtpreiſe, vom 4. Auguſt 1914 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 339) in der Faſſung vom 17. Dezember 1914 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 516) in Verbindung mit den Bekanntmachungen 
über die Anderung dieſes Geſetzes vom 21. Januar 1915, 23. Sep⸗ 
tember 1915, 23. März 1916 und 22. März 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. 
1915 S. 25, 603; 1916 S. 183 und 1917 S. 253) “), ferner der 
Bekanntmachung über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf in 
der Faſſung vom 26. April 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 376)**) 
und vom 17. Januar 1918 (S. 37), ſowie der Bekanntmachung 
über Auskunftspflicht vom 12. Juli 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 604)***) mit dem Bemerken zur allgemeinen Kenntnis ge⸗ 
bracht, daß Zuwiderhandlungen nach den in der Anmerkung ab⸗ 
gedruckten Beſtimmungen beſtraft werden. 5 

Auch kann der Betrieb des Handelsgewerbes gemäß der 
Bekanntmachung zur Fernhaltung unzuverläſſiger Perſonen 
vom Handel vom 23. September 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 603) 
unterſagt werden. . 


) Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 
zehntauſend Mark oder mit einer diejer Strafen wird beſtraft: 

1. wer die feſtgeſetzten 5 überſchreitet; 

2. wer einen anderen zum Abſchluß eines Vertrages auffordert, 
durch den die Höchſtpreiſe überſchritten werden, oder ſich zu 
einem ſolchen Vertrag erbietet; 

. wer einen Gegenſtand, der von einer Aufforderung (§ 2, 3 des 
Geſetzes, betreffend Höchſtpreiſe) betroffen iſt, beiſeite ſchafft, 
beſchädigt oder zerſtört; 

4. wer der Aufforderung der zuſtändigen 9 zum Verkauf 

— een handen, für die Höchſtpreiſe feſtgeſetzt find, nicht 
nachkommt; 

5. wer Vorräte an Gegenſtänden, für die Höchſtpreiſe feſtgeſetzt 

ſind, den zuſtändigen Beamten Rat ak; 

6. wer den nad) $ 5 des Geſetzes, betreffend Höchſtpreiſe, erlaſſe⸗ 

nen gien sbeſtimmungen zuwiderhandelt. 

Bei vorjäglihen Zuwiderhandlungen gegen Nummer 1 oder 2 iſt 
die Geldſtrafe mindeſtens auf das Doppelte des Betrages zu bemeſſen, 
um den der Höchſtpreis überſchritten worden iſt, oder in den Fällen 
der Nummer 2 überſchritten werden ſollte; überſteigt der Mindeſt⸗ 
betrag zehntauſend Mark, ſo iſt auf ihn zu erkennen. Im Falle mil⸗ 
dernder Umſtände kann die Geldſtrafe bis auf die Hälfte des Mindeſt⸗ 
betrages ermäßigt werden. 

In den Fällen der Nummer 1 und 2 kann neben der Strafe an⸗ 
geordnet werden, daß die Verurteilung auf Koſten des Schuldigen 
öffentlich bekanntzumachen iſt, auch kann neben Gefängnisſtrafe auf 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. r 

Neben der Strafe kann auf Einziehung der Gegenſtände, auf die 
ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, erkannt werden, ohne Unterſchied, 
ob ſie dem Täter gehören oder nicht. 


) Mit Gefängnis bis zu einem we 8 geinen Et er 
ra 


8 


2. wer unbefugt einen beſchlagnahmten Gegenſtand beiſeiteſchafft, 
beſchädigt oder zerſtört, verwendet, verkauft oder kauft oder ein 
anderes Veräußerungs⸗ oder Exwerbsgeſchäft über ihn ab» 


ſchließt; 
3. wer 5 Verpflichtung, die e Gegenſtände zu 
verwahren und ft Aue zu behandeln, zuwiderhandelt; 
4. wer den erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen zuwiderhandelt. 
%) Wer vorſätzlich die re zu der er auf Grund diejer 
Bekanntmachung verpflichtet iſt, nicht in der geießten Friſt erteilt oder 
wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige Ang macht, oder wer 
vorſätzlich die Einſicht in die Geſchäftsbriefe oder Geſchäftsbücher oder 


die Beſichtigung oder Unterſuchung der Betriebseinrichtungen oder 
Räume verweigert, oder wer vorſätzlich die S en Lager⸗ 
t Gefängnis bis 


1 einzurichten oder zu führen unterläßt, wird m 
zu ſechs naten und mit ah bis 10 000 Mark oder mit 
au 


einer dieſer Strafen beſtraft; önnen Vorräte, die verſchwiegen 


96 


= 


81. 
Von der Bekanntmachung betroffene Gegenſtände. 

Von dieſer Bekanntmachung werden betroffen: 

Sämtliche gebrauchte und ungebrauchte, montierte und 
nichtmontierte Wagengummibereifungen (z. B. Drahtreifen, ſo⸗ 
genannte Kelly⸗Reform⸗, Berliner, Mannheimer⸗ und Quetſch⸗ 
reifen uſw.), im folgenden kurz Kutſchwagenbereifungen ge⸗ 
nannt. 5 

Kraftwagenbereifungen werden von dieſer Bekanntmachung 
nicht betroffen. 

82. 
Meldepflicht. . 5 
Stichtag, Umfang der Meldung und Meldeſtelle. 

Die im § 1 bezeichneten Gegenſtände unterliegen einer ein⸗ 
maligen Meldepflicht. b 

Für die Meldepflicht iſt der beim Beginn des 14. März 1918 
(Stichtag) tatſächlich vorhandene Veſtand maßgebend. Nach 
dem 14. März 1918 aus dem Ausland eingeführte Kutſchwagen⸗ 
bereifungen ſind unverzüglich nach Eingang zu melden. 

Vorräte, die ſich am Stichtage nicht im Gewahrſam des 
Eigentümers befinden, ſind ſowohl von dem Eigentümer als 


auch von demjenigen zu melden, der ſie an dieſem Tage im Ge⸗ 


wahrſam hat (Lagerhalter uſw.). Die nach dem Stichtage ein⸗ 
treffenden, vor dem Stichtage aber abgeſandten Vorräte ſind 
von dem Empfänger zu melden. 

Die Meldung iſt bis zum 1. April 1918 an die Inſpektion 
der Kraftfahrtruppen, Berlin W 8, Krauſenſtraße 67/68, zu 
erſtatten. 5 

Beſondere Vordrucke für die Meldungen werden nicht aus⸗ 
gegeben. Die Meldungen haben zu umfaſſen: 

a) Stückzahl der Bereifungen, 
b) bei nichtmontierten Bereifungen das Gewicht, 

c) Art der Bereifungen, 

d) Bezeichnung des Eigentümers der Bereifungen, 
e) Lagerſtelle der Bereifungen. 


§ 3. 
Meldepflichtige Perſonen. 

Zur Auskunft verpflichtet ſind: 

1. Perſonen, die Gegenſtände der im § 1 bezeichneten Art 
im Gewahrſam oder auf Lieferung ſolcher Gegenſtände 
Anſpruch haben, 

2. landwirtſchaftliche und gewerbliche Unternehmer, 

3. oöffentlich⸗rechtliche Körperſchaften und Verbände. 


Auskunftserteilung. 

Beauftragten der Militär⸗ oder Polizeibehörden iſt auf Er⸗ 
fordern zu geſtatten, die Geſchäftsbriefe und Geſchäftsbücher ein⸗ 
zuſehen, ſowie Betriebseinrichtungen und Räume zu beſichtigen 
und zu unterſuchen, in denen meldepflichtige Gegenſtände er⸗ 
zeugt, gelagert oder feilgehalten werden oder zu vermuten ſind. 


8 5. 
Beſchlagnahme. 
Die im § 1 bezeichneten Gegenſtände werden hiermit be⸗ 
ſchlagnahmt. 


8 6. 
Wirkung der Beſchlagnahme. 

Die Beſchlagnahme hat die Wirkung, daß die Vornahme 
von Veränderungen an den von ihr berührten Gegenſtänden 
verboten iſt und rechtsgeſchäftliche Verfügungen über ſie nichtig 
ſind. Den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen ſtehen Verfügungen 
gleich, die im Wege der Zwansvollſtreckung oder Arreſt⸗ 
vollziehung erfolgen. 


richtige oder unvollſtändige An 
— 8 Lagerbücher einzuri 
wird mit Geldſtrafe bis zu 3000 


. Te ET 


— 


— — — — 


8.7. 
Gebrauchserlaubnis. 
Troß der Beſchlagnahme iſt die Weiterbenutzung der auf 
Wagen befindlichen Bereifungen bis zum 15. April 1918 ohne 
weiteres geſtattet. ; 
Nach dem 15. April 1918 iſt die Weiterbenutzung der im 
8 bezeichneten Gegenſtände nur nach ausdrücklicher Einwilli⸗ 
gung der Inſpektion der Kraftfahrtruppen, Berlin W 8, 
Krauſenſtraße 67/68, erlaubt. 
Entſprechende Anträge ſind mit polizeilich beſcheinigter 
Begründung an die vorbezeichnete Stelle zu richten. Beſondere 
Vordrucke für derartige Anträge werden nicht ausgegeben. 
8 


Veräußerungserlaubnis. 
Trotz der Beſchlagnahme iſt die Veräußerung und Liefe⸗ 
rung der im § 1 bezeichneten Gegenſtände erlaubt: 

1. an die Inſpektion der Kraftfahrtruppen, 

2. mit ausdrücklicher Zuſtimmung der Inſpektion der Kraft⸗ 

fahrtruppen. 
898 
Enteignung. 

Die im 8 1 bezeichneten Gegenſtände, welche bis zum 1. Mai 
1918 nicht an die Inſpektion der Kraftfahrtruppen oder an eine 
von dieſer bezeichnete Stelle geliefert (8 8) oder für den Ge⸗ 
brauch freigegeben ($ 7) find, werden enteignet werden. 

8 10 


Höchſtpreiſe. 
Für die im $ 1 bezeichneten Gegenſtände werden hiermit 
für je 100 kg folgende Höchſtpreiſe ſeſtgeſetzt: 

1. Kutſchwagenreifen, gebrauchte oder ungebrauchte, weiche, 
in gutem Zuſtande befindliche, die höchſtens zweimal 
quer durchſchnitten ſind, 700 Mark; > 

2. Kutſchwagenreifen, gebrauchte oder ungebrauchte, weiche, 
die den übrigen Anforderungen der Ziffer 1 nicht ent⸗ 
ſprechen, 85 Mark,; £ 

3. Kutſchwagenreifen, die nicht unter Ziffern 1 oder 2 
fallen, insbeſondere angekruſtete, 10 Mark. 

Die Höchſtpreiſe ſchließen die Koſten für die Beförderung 

bis zum nächſten Güterbahnhof bezw. Poſtamt, die Koſten der 
Verladung, ſowie die Koſten der Verpackung ein. 


11 
z Inkrafttreten der Bekanntmachung. 
Dieſe Bekanntmachung tritt am 14. März 1918 in Kraft. 
Danzig, Graudenz, Thorn, Culm, Marienburg, 
14. März 1918. 


Stellv. Generalkommando 17. Armeekorps. 
Der kommandierende General. 


Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und 
Thorn. 


Die Kommandanten der Feſtungen Danzig, Culm und 
Marienburg. 


Gebührenordnung 
für die im Landkreiſe Thorn angeſtellten desinfektoren. 


A. Gebühren. 

Gebühr für eine Desinfektion am Wohnorte 

„ er, " außerhalb des Wohn⸗ 
ortes für jede angefangene Stunde . 0,8 = 
Die Zeit der Hin- und Rückreiſe wird bei Desinfektionen außerhalb 
des Wohnortes mitgerechnet. 

B. Reiſekoſten. 

Für einen Kilometer Landweg : 0,40 Mk. 
5 1 Eiſen bahn 909,07 „ 

Außerdem hat der Desiufektor Anſpruch auf Erſatz der an et⸗ 
waige Hilfskräfte gezahlten Arbeitslöhne und der Ausgaben für 
Desinfektionsmittel. 

Vorſtehende Gebührenordnung tritt mit dem Tage der Veröffent- 
lichung im Kreisblatt in Kraft. Seit demſelben Zeitpunkt tritt die 
tritt die bisherige Gebührenordnung vom 8. Juli 1901 außer Kraft. 
Thorn den 9. März 1918. 

Der Landrat. 


4,— Mk. 


Um die Durchführung der von den Kommunalverbänden erlafs 
jenen Ausfuhrverbote für Heu, Stroh und Häckſel zu gewährleiſten, 
hat der Herr Miniſter der öffentlichen Arbeiten die Güterannahme⸗ 
ſtellen angewieſen, vom 11. März 1918 an Heu, Stroh und Häck⸗ 
ſel zur Beförderung nur anzunehmen, wenn der Frachtbrief den Dienſt⸗ 


ſtempel des für den Verſandort zuftändigen Kommunalverbandes trägt. 


Die Herren Leiter der Kommunalverbände werden erſucht, ihre 
Beauftragten unverzüglich mit abgeſtempelten Frachtbriefen zu ver⸗ 
ſehen, damit eine Verzögerung in den Lieferungen nicht eintritt. 


Zur Verladung von Stroh iſt nach den vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen des Königlich Preußiſchen Landesamtes für Futtermittel in 
jedem Falle die Benutzung eines hier abgeſtempelten Frachtbriefes 
erforderlich. 7 

Die Ortsbehörden erſuche ich, Vorſtehendes unverzüglich in ge⸗ 
eigneter Weiſe zur Kenntnisnahme der Landwirte zu bringen und 
die Liefernden darauf hinzuweiſen, daß Frachtbriefe rechtzeitig hier 
anzufordern ſind, falls das Stroh nicht der Getreidehandelsgenoſſen⸗ 
ſchaft Thorn, die die Geſchäfte eines Kreiskommiſſionärs verſieht, 
angeboten wird. 

Thorn den 12. März 1918. 

Der Landrat. 


Reklamationen. 

Trotz wiederholter Hinweiſe, daß Reklamationen nach Zuſtel⸗ 
lung von Geſtellungsbefehlen unzuläſſig ſind, iſt es in letzter Zeit 
wieder häufiger vorgekommen, daß Militärpflichtige erſt dann einen 
Zurückſtellungs⸗Antrag einreichten, wenn ſie im Beſitze eines Geſtel⸗ 
lungsbefehls waren. 

Derartige Anträge können nach den ergangenen Beſtimmungen 
nur in ganz beſonderen Fällen berückſichtigt werden. Im eigenſten 
Intereſſe der Wehrpflichtigen wird deshalb nochmals auf folgendes 
hingewieſen: a 

1. Jeder Wehrpflichtige, ganz gleich ob er k. v., g. v. oder a. v. 
iſt, hat jederzeit mit ſeiner Einberufung zu rechnen. Liegen dringende 
Gründe vor, daß eine Zurückſtellung vom Heeresdienſte aus wirt⸗ 
ſchaftlichen Gründen (Gründe prvater Art können überhaupt nicht 
berückſichtigt werden) beantragt werden muß, jo hat dieſes rechtzei⸗ 
tig, jedenfalls noch vor Erhalt eines Geſtellungsbefehls zu geſchehen. 

2. Der Antrag iſt ſchriftlich zu ſtellen und an den Zivilvorſitzen⸗ 


den der Erſatzkommiſſion zu richten. Werden die Geſuche an das 


ſtellv. Generalkommando oder das Bezirkskommando unmittelbar ge: 
richtet, ſo iſt damit ſtets eine Verzögerung verbunden. 

3. Iſt die Zurückſtellung erfolgt, ſo iſt damit keineswegs geſagt, 
daß der Reklamierte bis zur Beendigung des Krieges zurückgeſtellt 
iſt. Die Zurückſtellung wird ſtets nur bis zu einem beſtimmten Ter⸗ 2 
min ausgeſprochen. Etwa 4 Wochen vor Ablauf dieſer Friſt muß 
auf dem oben erwähnten Wege ein neuer Antrag auf Zurückſtellung 
geſtellt werden. 

4. Das vorſtehend zu 3 Geſagte gilt auch hinſichtlich der auf Re⸗ 
klamation eutlaſſenen Mannſchaften. Sie ſind durchaus nicht für die 
Dauer des Krieges vom Heeresdienſte entbunden, ſondern werden 
ebenfalls uur auf beſtimmte Zeit zurückgeſtellt und müſſen, falls die 
Gründe, die zur Entlaſſung geführt haben, weiterbeſtehen, rechtzeitig 
ihre weitere Zurückſtellung beantragen. 

Bei dieſer Gelegenheit wird auch wiederum darauf hingewieſen, 
daß auch alle Urlaubsgeſuche dem Zivilvorſitzenden der Erſatzkom⸗ 
miſſſion vorzulegen ſind. Eine direkte Vorlage bei dem Truppen⸗ 
teil oder dem Generalkommando hat nur Verzögerungen zur Folge. 

Die Ortsbehörden des Kreiſes werden erſucht, Vorſtehendes 
wiederholt zur allgemeinen Kenntnis zu bringen. 

Thorn den 14. März 1918. 

Der Landrat des Landkreiſes Chorn. 


Wer Oelfrüchte anbaut, gelangt in den 


Beſitz fett⸗ und eiweiß⸗ 
reicher deltuchen und 
wertvollen Epeiſeöls. 


0 
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Beſtätigung von Schulvorſtehern. 
Ich habe die Wiederwahl folgender Schul⸗ 
vorſteher beſtätigt: 

1. des Beſitzers Guſt av Peit ſch. in 
Kl. Böſendorf für die Schule in Gr. 
Böſendorf, 

2. des Beſitzers Franz Jelinski in 
Boguslawken für die Schule in Nawra, 

3. der Befiger Mathäus Jaroecki 
und Franz Anu ſiak in Kaſchorek, 

4. des Beſitzers Franz Bode in Lulfau, 

5. „ Ern ſt Kramer in Seglein, 

6. „ Emil Boelke in Schillno. 

Thorn den 12. März 1918. 
Der Landrat. 


Betrifft Einreichung der Kriegsteilneh: 
mer⸗Abgangsliſten. 

Unter Bezugnahme auf die Kreisblatts⸗ 
Verfügung vom 4. d. Mts. werden die Orts⸗ 
behörden des Kreiſes nochmals zur fofortigen 
Einreichung der Uriegsteilnehmer⸗Abgangs⸗ 
liſten A u. B aufgefordert, andernfalls der 
Steuerabgang nicht mehr berückſichtigt werden 
kann. 

Thorn den 14. März 1918. 

Der Vorſitzende 
der Veranlagungs⸗Kommiſſion 
des Landkreiſes Thorn. 


Um dem Mangel an Fahrern und Pferde⸗ 
pflegern abzuhelfen, ſind ſeit Oktober 1917 
bei einem hieſigen Truppenteil Frauen im 
Fahrdienſt und in der Pferdepflege ausgebil⸗ 
det worden, die jetzt verfügbar ſind. 

Anfragen ſind an den Einberufungsaus⸗ 
ſchuß des Landwehrbezirks Thorn, Kerſten⸗ 
ſtraße 24, zu richten. 

Thorn den 11. März 1918. 

Der Landrat. 


Schulvorſteher für Obromb. 

Den Gutsvorſteher⸗Stellvertreter J a⸗ 
nicki und den Obergärtner Zeitz in 
Pluskowenz und den Lehrer Gorski in 
Obromb habe ich zu Schulvorſtehern der 
Schule in Obromb beſtätigt. 

Thorn den 9. März 1918. 

Der Landrat. 


Der Lezugspreis des Kreisblatt beträgt vom 1. April 1918 ab 1,25 Alk. vierteljährl. 
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Schöſſe für die Gemeinde Amthal. 

Die Wiederwahl des Beſitzers Her: 
mann Minkoley zu Amthal als 
Schöffen habe ich beſtätigt. 

Thorn den 12. März 1918. 

Der Landrat. 
— 

Die Tuberkuloſe unter dem Rindviehbe⸗ 
ſtande des Rittergutsbeſitzers v. Don im ir⸗ 
ski in Liſſomitz iſt erloſchen. (vergl. Kreis⸗ 
blattsbekanntmachung vom 14. Januar 1918, 
Kreisblatt Nr. 6). 

Thorn den 12. März 1918. 

Der Landrat. 


Unter dem Federviehbeſtande des Gutes 
Ernſtro de iſt die Geflügelcholera amtstier⸗ 
ärztlich feſtgeſtellt worden. 

Thorn den 12. März 1918. 

Der Landrat. 


Nicht amtliches. 


Weißkohl, 


rote Speifemöhren, Zwiebeln, rote Hete 
uſw. ſchließt auf Lieferungsverträge ab 


F. Krefeldt, Thorn, 
Brückenſtr. 38, 
Beauftragter der Stadt Thorn. 


een, 


Schlachtziegen, Hühner, 


Kaninchen 
kauft jeden Poſten 


Koschitzki, Berlin 9. 17, 
Koppenſtr. 12. 


Lohn- und Yeputatbüücher 


| find zu haben in der 


€. Dombrowski'ſchen Buchdruckerei. 


loben die Güte u. Pracht 
unserer 


essen 


PD Wir liefern alle fix u. fertig, 2. Solbst- 
7 „flanzen beschnitten, mit Ku turan- 
77 weisung, Namen und Farbe in star- 
ken Büschen, die noch in diesem 

Jahre bis z. WI nter ununterbrochenblühen, alsz 

u. schönsien Tee- 
Gartenrosen: Remöntant-u. Moos- 
rosen in 1Obewährlen Prachtsorton M. 5,30; 
20 Sd. M. 9,30; 50 St. Nl. 20,00.- Rosen Neu- 
heiten, 5 der schonzien in ganz neuen wun- 
derbıren Forben M. 5,00; 10 St. M. 9.30. 
Die 8 aller 
Balkonrosen g, n. Schönste rund 
billlyster, weil jahrelang, ee Blulen- 
schmuck für den Balkon. Bes s Toplrosen ſurs 
Zimmer, blühen ununterbrochen. 10 Pracht- 
sorien in allen Farben M. 6,10, 20 Sl. Nl. 10,25. 
Schlingrosen für Balkon-, Wand- u. Lauben- 
berankung. 5 SI. M. 3, 50; 10 St. M. 6,90. 
«WinterharteSorten 
Frledhofsrosen:“, in schneeweiss 
oder rot, 10 Stück M. 5,30; 20 Stück M.9,30, 
Diese niedrigen Rosen sind unüibertroffen 
an Form, Farbe und Duft 
und viel besser als Hochstammrosen. Sie 
blühen weil dankbarer und schöner, sind nicht 
so emplindl., wachsen leichter an, leben länger 
und passen für jeden Garten u. Balkon, dabei 
sechsmal so billig. Versand billig u. schnell 
A unter Garantie tadelloser Ankunft, 
n überaus knapp, daher sofort bestellen. 

Köllner Baumschulen 

Klin b. Elmshorn (Holstein) 
_kieferan! Kontullcher u. Fürstlicher Hole. — 


Gebrauchtes 


Bindegarn 


tauſche gegen neues Bindegarn um, wenn 
dieſes bald mir geliefert wird. 


Gebrauchte Pferdegeſchirte 


habe auch abzugeben. 
Bernhard Leiser Sohn, Thorn, 
Heiligegeiſtſtr. 16. Fernſpr. 643. 


Schlachlpferde De 


Roßſchlächterel W. Zenker, Thorn, 


Telephon 465. 
Bei Unglücksfällen bitte ſofort Nach⸗ 
richt, komme dann mit Transportwagen. 


Belanntmachung. 


Die Verpachtung der Jagd in dem gemeinſchaftlichen, die hieſige Gemeinde um⸗ 
faſſenden Jagdbezirke zur Größe von 475 ha, mit gutem Wild⸗Beſtande ſoll auf die Dauer 
von 6 Jahren, beginnend mit dem 1. Juli am 


Dienstag den 26. März 1918, 


nachmittags 3 Uhr 


in dem Lokale des Gaſtwirts Herrn Katſchinski zu Dreilinden öffentlich meiſtbietend 


erfolgen. 


Die Bedingungen können bei dem Unterzeichneten eingeſehen werden; ſie werden 
auch im Termine bekannt gegeben. 

Zuſchlagsfriſt 3 Wochen. 

Dreilinden bei Culmſee den 11. März 1918. 


Der Jagdyvorſteher. 


Riechmann, Gemeindevorſteher. 


4 


Hierzu Beilage. 4 


Beilage zu Dr. 22 des Thorner „Kreisblait”. 


Sonnabend den 16. März 1918. 


. 
nf 


pA— 
BER? 


Es brauft ein Ruf wie Donnerhall 


durch alle deutſchen Lande! Von heute an gibt es nur einen Willen, eine Pflicht: 
Kriegsanleihe zeichnen! 


gundiirte! Pont Sefrüchte 


Das Saatgut für die Sommerſaaten iſt knapp. Die Schweine 
verſchwinden, es gilt Erſatz zu beſchaffen und den ſchwer erträglichen Fett⸗ 
mangel zu beſeitigen. Deshalb müſſen mehr Oelfrüchte angebaut werden. 
Der Anbau von Oelfrüchten gibt die Möglichkeit, unſere Felder voll zu 
beſtellen und das fehlende Schweine und Milchfett zu erſetzen. Dem Oel⸗ 
fruchtanbauer werden beſondere Vorteile gewährt: 


Die Preiſe ſind folgende: für den Zentner 


Sommerrübſen Mk. 41,50 
Mohn „ 57,50 
Leinſaat — „ 37,.— 
Leindotter an „ 31,— 
Weißer Senf 5888 


Bei weißem Senf wird außerdem eine Druſchprämie von Mk. 5,— für 
den Zentner gewährt. 

Von dieſen Sommerölſaaten ſind für Weſtpreußen beſonders zu 
empfehlen: ? 


25 f ; 
für beſſere Böden: Sommerrübſen und Senf, 
„leichtere Böden: Senf und Leindotter. 


Es werden 40 Pfund Ammoniak auf den Morgen gewährt. 

Dem Anbauer ſteht das Recht zu, von der abgelieferten Menge 
40 9, Oelkuchen, bei Leindotter und Mohn 50 “% der gleichen Art zu bil⸗ 
ligen Preiſen zurückzukaufen. Für Senf wird Rapskuchen geliefert. 

Je nach der abgelieferten Menge wird den Landwirten Speiſeöl 
für den eigenen Bedarf zu billigſten Preiſen geliefert, bezw. Oelſaat zur 
Erzeugung von Oel für den eigenen Haushalt belaſſen. 

Es wird eine Flächenzulage von Mk. 25, — für den Morgen ge 
währt, vorausgeſetzt, daß mindeſtens geerntet und geliefert werden: 

Rübſen und Mohn 1 Str. r Morgen 

7 5: — 0 ERS ’ 

Leindotter und Senf 2 „ \ 
Für jeden weiteren Doppelzentner, der vom ha der Anbaufläche durch— 
ſchnittlich gerechnet, abgeliefert wird, werden für Leindotter und Senf 
Mk. 25,—, für Mohn und Rübſen Mk. 33, — außer dem geſetzlichen 
Höchſtpreis gewährt, jedoch darf die Geſamtzulage für den ha der An⸗ 


baufläche durchſchnittlich gerechnet Mk. 200,— nicht überſteigen. 


Die Ausſaatkoſten ſind ſehr gering. | 
Alle Auskünfte über Anbauverträge, Saatbezug, Kulturmaßnahmen ufw. 
werden durch die i 


Landwirtſchaftskammer 
für die nn nne 


| anzig, 
Abt. für delfruchtbau, 


oder durch die Kreiskommiſſionäre erteilt. 


Druck und Verlag der C. Dombrowski'ſchen Buchdruckerei in Thorn. 


Blatt 


Kreis 


für den 


Land- und Stadtkreis Thorn. 


(Sonderausgabe.) 


Dienstag den 19. märz 1918. 


Amtliche Bekanntmachungen. 


Kriegs⸗Erſatzgeſchüft. 


Das ſtellvertretende Generalkommando des 17. Armeekorps hat nachträglich angeordnet, daß 
ſich die Nachmuſterung auch auf die Wehrpflichtigen mit der Entſcheidung: „zeitig arbeitsver⸗ 
wendungs⸗ und zeitig garniſondienſtfähig“ zu erſtrecken hat. 

Ich erſuche, Vorſtehendes jojort zu veröſſentlichen. 


Die Muſterung 


ſowohl aller im Jahre 1900 geborenen Landſturmpflichtigen wie auch der Wehrpflichtigen mit der Entſcheidung: 
zeitig kriegsunbrauchbar, zeitig arbeitsverwendungsfähig, zeitig garniſondienſijähig findet im Landkreiſe 
Thorn nach folgendem Plan 
in Thorn am 25., 26., 27. März, 2. April 1918, in der Wirtichaft Nikola i, Mauerſtr. 6264, 
in Culmſee am 3., 4., 5., 6. April 1918 in der „Villa nova“ ſtatt. 


Beginn 
Tag Datum der Es haben zu erſcheinen die Militärpflichtigen der Orte 
Muſterung i . 
a N Fe FE 
A. Muſterungsort Thorn. 
Montag 25. März [8 ½ Uhr Amthal, Bachau, Balkau, Bielawy, Berghof, Birkenau, Groß Böſendorf, Klein Böſen⸗ 
1918 vorm. dorf, Breitenthal, Czernewitz, Dybow, Ellermühl, Elsnerode, Girkau, Goſtgau, Gra⸗ 
bowitz, Gramtſchen, Klein Grunau, Gurske, Dorf Guttau, Forſthaus Guttau, Herzogs⸗ 
felde. 


Dienstag 26. März > Hohenhauſen, Karſchau, Kaſchorek, Katharinenflur, Kleefelde, Kompanie, Koſtbar, 
1918 Leibitſch, Lindenhof, Liſſomitz, Lulkau, Mlynietz, Groß Neſſau, Klein Neſſau, Ober 
Neſſau, Neubruch, Neudorf, Neugrabia, Ollek, Oſtichau, Ottlotſchin, Ottlotſchinek. 
Mittwoch 27. Maͤrz 1 Thorniſch Papau, Penſau, Piask, Podgorz, Roſenberg, Roßgarten, Rentſchkau, Deutſch 
1918 Rogau, Groß Rogau, Rudak. i 
Dienstag 2. April > Sachſen brück, Sängerau, Scharnau, Schillno, Schmolln, Schönwalde, Schwarzbruch, 
1918 Seyde, Smolnik, Steinort, Stewken, Swierezyn, Swierczynko, Tannhagen, Alt Thorn, 
Schießplatz Thorn, Tillitz, Turzno, Wieſenburg, Wolffserbe, Zakrzewko, Ziegelwieſe, 
Zlotterie. 
N B. Mufterungsort Culmſee Villa nova. 
Mittwoch ae R Die Stadt Culmſee. | 
Donnerstag 4. April - Culmſee, Bildſchön, Dorf Birglau, Schloß Birglau, Dorf Biskupitz, Gut Biskupitz, 
1918 „Boguslawken, Browina mit 1 Bruchnowko, Bruchnowo, Brunau, Chra⸗ 
pitz, Neu Culmſee, Dreilinden, Eichenau, Eliſenau, Ernſtrode, Folgowo, Friedenau, 
Griffen. 
Freitag 5. April P Heſelicht, Heimſoot, Hermannsdorf, Kielbafin, Konezewitz, Kowroß, Kuczwally, Kunzen⸗ 
1918 dorf, Klein Lanſen, Lonzyn, Luben, Mirakowo, Mittenwalde, Mortſchin, Nawra, Bis 


ſchöflich Papau, Domäne Papau, Paulshof, Pluskowenz, Rüdigsheim, Schwirſen, Seg⸗ 
lein, Senzkau, Dorf Siemon, Gut Siemen. 


ch, Klein Wibſch, 


8½ Uhr Steinau, Sternberg, Warſchewitz, Wibf 


vorm. 


Staw, Domäne Steinau, Dorf 
Wittkowo, Witramsdorf. 


* 


Die Magiſtrate, ſowie die Guts- und Gemeindevorſteher des Kreiſes, denen demnächſt die Geſtellungs⸗ 
befehle zugehen, haben dieſe ſofort den Geſtellungspflichtigen auszuhändigen und dafür zu ſorgen, daß die Leute 
1 Stunde vor Beginn der Muſterung am angegebenen Orte nüchtern, am ganzen Körper ſauber gewaſchen 
und mit reiner Wäſche verſehen erſcheinen. 

Die Militärpapiere ſind mitzubringen. 

Wer ohne hinlängliche Entſchuldigung am genannten Tage nicht pünktlich erſcheint, hat eine Geldſtrafe 
bis zu dreißig Mark oder Haft bis zu drei Tagen zu gewärtigen. Außerdem kann er durch Anwendung ge⸗ 
ſetzlicher Zwangsmaßregeln zur ſofortigen Geſtellung angehalten und der Anſprüche auf Zurückſtellung oder Be⸗ 
freiung vom Militärdienſte verluſtig erklärt, oder als unſicherer Dienſtpflichtiger ſofort eingeſtellt werden. 

Wer an einer inneren Krankheit leidet, hat hierüber eine ärztliche Beſcheinigung beizubringen. 

Wer an Epilepſie (Krämpfen) zu leiden behauptet, hat auf eigene Koſten drei glaubhafte Zeugen hier⸗ 
15 zu ſtellen oder das Zeugnis eines beamteten Arztes beizubringen. Das Gleiche bezieht ſich auch auf Geiltes- 
ranke. - 


Sonnabend 


Die Herren Ortsvorſteher haben zu der Muſterung entweder perſönlich zu erſcheinen, oder einen geeig⸗ 
neten Vertreter, der über die Verhältniſſe der Vorzuſtellenden Auskunft geben kann, zu ſtellen und ſich bis zur 
Beendigung des Gejchäfts im Muſterungslokal aufzuhalten. Ich behalte mir vor, mich am Schluſſe des 
Geſchäftes von ihrer Anweſenheit zu überzeugen. 

Mannſchaften, die keinen Geſtellungsbefehl erhalten haben, oder ſich nicht rechtzeitig zur Landſturmrolle 
et De A Eine vor Beginn der Muſterung dem die Lijte führenden Beamten zu melden. 

orn den 18. r 7. 8 
Der Zivilvorſitzende der Erſatznommiſſion des Landkreiſes Thorn. 


f 7 Die Anträ Aus zahl der Prämien ſind iftli 
Zahlung von Prämien für bermehrte, oder met; herber 2 5 Sierbe it IN jebem Hufe 
beziehungsweiſe beichleunigte Heu⸗ eine Beſcheinigung der Ortsbehörde darüber vorzulegen, daß der 
und Strohlieferung. ſtändig nachgekommen und noch darüber hinaus freiwillig mehr 


Lieferungspflichtige ſeiner Verpflichtung zur Heulieferung voll⸗ 

1. Auf Grund des § 7, Abſatz 2 der Verordnung über den geliefert hat. Die Beſcheinigung muß demnach folgenden Wort⸗ 
Verkehr mit Heu aus der Ernte 1917 vom 12. Juli 1917 (R.] laut haben: 5 i 
G.⸗Bl. S. 599) iſt die Heeresverwaltung ermächtigt, Erzeugern, Dem 8 (Stand, Vor⸗ und Zuname) 
die nach Beſcheinigung des Lieferungsverbandes ihrer Verpflich- aus (Wohnort) wird hiermit beſcheinigt, 
tung zur Ablieferung von Heu vollſtändig nachgekommen find und daß er nach der durch den unterzeichneten Magiſtrat, Gemeinde⸗ 
noch freiwillig Pen an die Heeresverwaltung abgeliefert Haben | Gutsvorſteher (Nichtzutreffendes iſt zu ſtreichen)? vorgenommene 
oder bis zum 31. Mai 1918 abliefern, neben dem Hödjftpreis | Unterverteilung... . . . Zentner Heu für die Hee⸗ 
für jede mehrgelieferte Tonne Hen eine beſondere Vergütung zu | resverwaltung zu liefern hatte und daß die von ihm tatsächlich 
zahlen, die für Lieferungen bis zum 31. März 1918 einfchlieh- gelieferte Menge nach Einſicht der Empfangsbeſcheinigungen des 
lich 120 Mark, für Lieferungen bis zum 31. Mai 1918 ein- | Proviantamts Thorn .. Zentner beträgt. 
ſchließlich 80 Mark nicht überſteigen darf. 

2. Auf Grund des § 14, Abſatz 2 der Verordnung über 
den Verkehr mit Stroh und Häckſel vom 2. Auguſt 1917 (R.⸗ 
G.⸗Bl. S. 685) darf Erzeugern, die nach Beſcheinigung des Lie⸗ 
ferungsverbandes mehr als die Hälfte der von ihnen auf Grund 
der Verordnung vom 2. Auguſt 1917 und der Verordnung über 
die Lieferung von Stroh und Heu vom 20. Januar 1918 (R.⸗G.⸗ 
Bl. S. 44) für Zwecke der Kriegswirtſchaft aufzubringenden 
Strohmengen abgeliefert haben oder bis zum 30. April 1918 ein⸗ 
schließlich abliefern, für jede mehr gelieferte Tonne Stroh neben dem 
nach 54 der Verordnung vom 2. Auguſt 1917 feſtgeſetzten Höchſt⸗ 
preiſe eine beſondere Vergütung ven 40 Mark gewährt werden. 

3. Die Nachzahlung der beſonderen Vergütung für ſchon 
abgelieferted Heu und Stroh findet auf Antrag ſtatt; der Antrag 
iſt bis längſtens 31. Mai 1918 beim Lieferungsverband zu ſtellen. 

4. Das Kriegsminiſterium hat ſich grundſätzlich damit ein⸗ 


verſtanden erflärt, daß für das Heer an Stelle von Stroh auch ng erge 
Heu, und umgekehrt, geliefert werden darf, wobei 1 Tonne Heu Wegen der vermehrten Strohlieferu 3 erg ht noch be- 


gleich 2 Tonnen Stroh gerechnet wird. ſondere Verfügung an die Ortsbehörden. 


In jedem ſolchen Falle bedarf es jedoch der Antragſtellung Thorn den 13. Maͤrz 1918. 
durch den Lieferungsverband. Der Landrat. 


ee den . 1818. 
Der Magiſtrat, Gemeinde-Gutsvorſteher. 
(Siegel.) (Unterſchrift.) 

Die Auszahlung von Prämien für Strohlieferung 
kommt einſtweilen nicht in Frage, da der Landkreis 
Thorn unter Berückſichtigung der ihm neuerdings auf⸗ 
erlegten neuen Umlage noch rund 2500 Tonnen Stroh 
außer der bereits gelieferten Menge aufzubringen hat. 
Aus dieſem Grunde muß eine Neuverteilung des er- 
höhten Strohlieferungsſolls auf die einzelnen Ortſchaf⸗ 
ten vorgenommen werden. Dies kann jedoch erſt ge⸗ 
ſchehen, nachdem mir das Ergebnis der Nachprüfung 
der Strohvorräte aus ſämtlichen Ortſchaften vorliegt. 


— 


Druck und Vis lag der C. Dombrowskti'ſchen Buchdruckerei in Thorn. 


